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Gesetz zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020
und zur Anderung haushaltsrechtlicher Vorschriften - Artikel 23 Unterhaltsvorschussgesetz

Anlage/n siehe Seite 3

|:| Bericht zum Beschluss Nr.

vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich o
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich & erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich (+
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fur Magistratsmitglieder L]
ihasdstc\:/r?lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestatigung Dezernent/in

GoRBRmann

Birgermeister

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot L] grin Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:
ll. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um X] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ .
in€
X |2017 |Personalkosten | 224.881,80| 224.881,80 1300178 | 630098 Efrsona'kosmn Amt
X | 2017 ’Ijgzgfp'atz' 33.950,00|  33.950,00 1300178 | 680000 Arbeitsplatzkosten
Zusatzliche
X |2017 | Sachkosten 774.252,00 |  774.252,00 1.06.04.004 | 784701 Sachkosten Amt 51.
Summe einmalige Kosten; | 1.033.083,80 | 1.033.083,80
X | 2018 | personalkosten |  449.763,60 |  449.763,60 1300178 | 630098 Personalkosten Amt
x 2018 ﬁéngp'atz' 67.900,00|  67.900,00 1300178 | 680000 Arbeitsplatzkosten
2018 Zusatzliche
X | & Sachkosten 1.548.504,00 | 1.548.504,00 1.06.04.004 | 784701 Sachkoster Amt 51
Summe Folgekosten: 2.066.167,60 | 2.066.167,60

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Das nach jetzigem Kenntnisstand zum 01. Juli 2017 in Kraft tretende Gesetz zur Neuregelung
des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung
haushaltsrechtlicher Vorschriften - Artikel 23 Unterhaltsvorschussgesetz fuhrt beim Amt fur
Soziale Arbeit - Unterhaltsvorschuss - zu einem erheblichen Anstieg der Berechtigten, der die
Bereitstellung von 6,6 zusatzlichen Personalstellen und zusatzliche Finanzmittel erforderlich
macht. Der Bericht in der Anlage beschreibt die Neuregelungen zum Unterhaltsvorschuss sowie
deren personellen und finanziellen Auswirkungen.

Anlagen: Bericht zu den Auswirkungen des Artikels 23 des Gesetzes
(Anderung des Unterhaltsvorschussgesetzes)

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen:

1.1 Der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichssystems ab dem Jahre 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher Vorschriften
beinhaltet in Artikel 23 eine Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG). Diese soll am
01. Juli 2017 in Kraft treten.

1.2 Der Kreis der Anspruchsberechtigten wird erheblich erweitert. Dies wird nicht nur zu einer
erheblichen Fallzahlsteigerung, sondern auch zu erheblichen Mehrkosten und erhéhtem
Personalbedarf im Sachgebiet UVG im Amt fir Soziale Arbeit fihren. Der kommunale Anteil
an den Mehrkosten flr Leistungen an Berechtigte belauft sich unter Berlicksichtigung des
Kostenanteils Bund/Land auf jahrlich 1.548.504 €.

1.3 Durch den deutlichen Fallzahlanstieg entstehen Personalmehrbedarfe im Umfang von 5,35
VZA fur die Leistungssachbearbeitung und 1,25 VZA fur die Einnahmesachbearbeitung,
insgesamt 6,6 VZA. Hierzu wird auf die Ausfiihrungen in der Anlage verwiesen.

2. Es wird beschlossen:

2.1 Im Sachgebiet 510307/UVG werden zur Aufgabenwahrnehmung 6,6 zusatzliche Stellen
A10/TV6D E 9b geschaffen (7 Planstellen im Umfang von 6,6 VZA).

2.2 Um die gesetzliche Neuregelung rechtzeitig zum 01. Juli 2017 umzusetzen, wird die
Ausschreibung und Besetzung von 6,6 Stellen vorab des Beschlusses der StVV und vorab
des Stellenplans 2018 genehmigt.

2.3 Fur die neu zu schaffenden Stellen aus Punkt 2.1 fallen jahrlich Personalkosten von
449.763,60 € (in 2017: 224.881,80 €) und Arbeitsplatzkosten in Hohe von 67.900,00 € (in
2017: 33.950,00 €) an.

2.4 Die Mehrkosten fiir den kommunalen Anteil fir Leistungen an Berechtigte belaufen sich
jahrlich auf 1.548.504 € (anteilig in 2017: 774.252 €).

2.5 Fur die Mehrkosten aus den Punkten 2.3 und 2.4 stehen keine Deckungsmoéglichkeiten im
Rahmen des Budgets des Amtes 51 zur Verfligung.

2.6 Dez. II/51 wird die Mehrkosten auf3erhalb des Orientierungsrahmens in der
Haushaltsplanung 2018/2019 anmelden.

2.7 Die haushaltstechnische Umsetzung erfolgt direkt zwischen Dez. VI/20 und Dez. 11/51.
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D Begriindung

|. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Il._Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bertcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugénglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhigerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 4.5.2017

51.4 dezentrale
51 Kernchen (2650 ke) Steuerungsunterstiitzung
(4261/bu)

GoRmann
Blrgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

